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Schluß des Ministerrates der DDR zur Erhöhung von Ord­
nung und Disziplin sowie zur Durchsetzung einer straffen 
Kontrolle bei Leistung zusätzlicher Arbeit vom 14. August 
1975 (GBl. I Nr. 35 S. 631) sowie die Anordnung des Mini­
sters für Bauwesen über die Zulässigkeit,, Vergütung und 
Kontrolle von zusätzlicher Arbeit bei der Vorbereitung 
und Durchführung von Baumaßnahmen vorn: 25. August 1975 
(GBl. I Nr. 35 S. 632) — im folgenden AO — dienen der 
Entfaltung der Bürgerinitiative im Rahmen der Wettbe­
werbe und sind gleichzeitig auf die Festigung von Ordnung 
und Disziplin ausgerichtet. Der Beschluß des Ministerrates 
legt fest, welche Baumaßnahmen und Leistungen in zusätz­
licher Arbeit ausgeführt werden dürfen, und die AO be?-, 
stimmt, was insbesondere bei der Vorbereitung und Durch­
führung von Baumaßnahmen in zusätzlicher Arbeit zu 
beachten ist.—"

Als Auftraggeber sind vor allem die Räte der Stadt­
bezirke, Städte und Gemeinden sowie die Leiter der Be­
triebe und Einrichtungen für die Einhaltung der Gesetz­
lichkeit bei der Anwendung dieser Bestimmungen verant­
wortlich.

Mitunter werden bei der Leistung zusätzlicher Arbeiten 
sogenannte Objektlöhne gefordert, vereinbart und auch 
ausgezahlt. In solchen Fällen müssen die in Ziff. 2 Anlage 3 
der AO geforderten Voraussetzungen für Gesamtvergü­
tungen (Objektvergütungssummen) vorliegen. Das erfor­
dert z. B., daß vor Beginn der zusätzlichen Arbeit der 
Umfang der erforderlichen Leistungen festliegt, und daß 
der Arbeitszeitaufwand nach den vorliegenden Arbeits­
zeitkatalogen ermittelt werden kann. Wird das nicht be­
achtet, werden dann meist ungerechtfertigt hohe Vergü­
tungen gezahlt, denen nicht die entsprechenden Leistungen 
der Werktätigen gegenüberstehen.

Nachfolgend soll dargelegt werden, wie solchen Rechts­
verletzungen wirksam zu begegnen ist.

1. Gemäß § 10 Abs. 1 Ziff. 1 Buchst, c der AO können 
Leiter und leitende Mitarbeiter eines Auftraggebers, die vor­
sätzlich oder fahrlässig eine höhere als die für die jeweilige 
Leistungsart vorgesehene Vergütung zahlen, mit Ordnungs­
strafen bis zu 300 M seitens der Vorsitzenden der Räte der 
Kreise belegt werden. Gegen diese Personen können auch 
Ordnungsstrafen dann ausgesprochen werden, wenn sie 
andere als die nach den gesetzlichen Regelungen zulässige 
Leistungen ausführen lassen, Werktätige ohne Zustimmung 
der Beschäftigungsbetriebe mit zusätzlicher Arbeit beauf­
tragen und Produktionsmittel anderer Betriebe ohne Nut­
zungsvertrag nutzen (§ 10 Abs. 1 Ziff. 1 Buchst, a, b und d 
der AO).

Werktätige, die zusätzliche Arbeit leisten, können mit 
Ordnungsstrafen zur Verantwortung gezogen werden, wenn 
sie vorsätzlich Leistungen berechnen, die nicht oder nicht 
vollständig erbracht wurden, wenn sie fiktive Stunden 
angeben oder die Nutzung von Produktionsmitteln der 
Betriebe in Rechnung stellen (§ 10 Abs. 1 Ziff. 2 der AO). 
Die Ordnungsstrafe kann bis zu 1 000 M betragen, wenn 
diese Handlungen vorsätzlich aus Vorteilsstreben begangen 
wurden oder wenn ähnliche, die gesellschaftlichen Inter­
essen mißachtende Motive Vorlagen bzw. wenn die Hand­
lung sich innerhalb von zwei Jahren wiederholte. Werden 
dem Staatsanwalt derartige Gesetzesverletzungen bekannt, 
kann er die Durchführung eines solchen Ordnungsstrafver­
fahrens oder auch eines Disziplinarverfahrens gemäß § 32 
Abs. 1 StAG verlangen.

- 2. In extremen Fällen kann es Vorkommen, daß dem- 
' jenigen, der die zusätzliche Arbeit erbrachte, aber unzu­

lässig hohe Summen gefordert und auch erhalten hat, trotz 
bereits ausgesprochener Ordnungsstrafe noch immer “eine 
Vergütung verbleibt, die in keinem Verhältnis zur er­
brachten Leistung steht. Um in solchen Fällen auszuräu­
men, daß unter Verletzung des Leistungsprinzips und der 
AO ein, einzelner sich auf Kosten der Gesellschaft berei­
chert, kann der überhöhte Teil der Vergütung vom 
Auftraggeber zurückgefordert werden.

Wird ein solcher Sachverhalt dem Staatsanwalt bekannt, 
kann er zu diesem“ Zweck Klage gemäß § 21 StAG beim 
Kreisgericht erheben. Hierfür ein Beispiel: Zwei Werktätige 
hatten für das Anfertigen von Fußböden in verschiedenen 
Einrichtungen vom Auftraggeber unter Verletzung der in 
Ziff. 2 der Anlage 3 zur AO geforderten Voraussetzungen 
eine Gesamtvergütung gefordert und auch erhalten. Sie 
ging wesentlich über die in Ziff. 2 der Anlage zur AO für 
solche Arbeiten festgelegten Stundenvergütungssätze hin­
aus. Daraufhin erhob der Staatsanwalt des Kreises gemäß 
§ 21 StAG Klage auf Rückforderung der überhöhten Ver­
gütung. In dem noch vor Inkrafttreten des AGB behan­
delten Fall verurteilte das Kreisgericht die beiden Werk­
tätigen zur Rückzahlung des Differenzbetrags zwischen dem 
ihnen nach den zulässigen Stundenvergütungssätzen zuste­
henden und dem tatsächlich geforderten und erhaltenen 
Betrag an den Auftraggeber. Grundlage der Entscheidung 
war der in diesem Fall anzuwendende § 12 der VO 
über die Berechnung des Durchschnittsverdienstes und der 
Lohnzahlung vom 21. Dezember 1961 (GBl. II Nr. 83 S. 551) 
in der Fassung der 2. VO vom 27. Juli 1967 (GBl. II Nr. 73
S. 511).* Dabei ging das Kreisgericht davon aus, daß mit 
der Vereinbarung über die Ableistung zusätzlicher Arbeit 
ein Arbeitsrechtsverhältnis besonderer Art i. S. §§ 20 ff. 
GBA (jetzt §§ 38 ff. AGB) begründet wurde, für das die 
Prinzipien und Grundsätze, die für das Arbeitsrechtsver­
hältnis gelten, gleichermaßen anzuwenden sind.

Danach kann der Betrieb (Auftraggeber) bei fehlerhafter 
Berechnung bzw. unrichtiger Auszahlung der Vergütung 
den zuviel gezahlten Anteil zurückfordern. Gemäß § 12 
Abs. 4 LZVO war die Verjährungsfrist von zwei Jahren 
nach § 60 GBA anzuwenden, weil der Werktätige die fehler­
hafte Berechnung bzw. unrichtige Auszahlung der Ver­
gütung schuldhaft verursacht hat. Im vorliegenden Falle 
war davon auszugehen, daß die fehlerhafte Berechnung und 
Auszahlung der Vergütung zumindest durch die Werk­
tätigen mitverschuldet worden war. Ihnen waren die 

_ zulässigen Vergütungssätze bekannt, trotzdem haben sie 
auf der Grundlage der mit dem Auftraggeber getroffenen 
Vereinbarung eine Leistungsabrechnung vorgenommen, die 
zu einer überhöhten Vergütung führte.

Nach Inkrafttreten des AGB ist für derartige Fälle 
der nicht gerechtfertigten Vergütung und der daraus resul­
tierenden Überzahlung- § 126 AGB anzuwenden. Gemäß 
§ 126 Abs. 3 AGB kann der Rückzahlungsanspruch inner­
halb von drei Jahren nach Fristbeginn geltend gemacht 
werden, wenn die Überzahlung erheblich und dadurch 
offensichtlich (wie im vorliegenden Fall) war, so daß der 
Werktätige sie erkennen mußte.

3.. Wenn Werktätige, die zusätzliche Tätigkeit aus­
führen, Leistungen vortäuschen und sich entsprechend 
überhöht vergüten lassen, können sie unter Umständen 
wegen Betrugs (§ 159 StGB) strafrechtlich zur Verantwor­
tung gezogen werden. Das gleiche ist der Fall, wenn sie 
unter Verletzung des § 5 Abs. 2 der AO betriebliche Technik 
nutzen. Die Durchsetzung strafrechtlicher Verantwortlich­
keit gegenüber Mitarbeitern des Auftraggebers wegen 
Untreue ist dann geboten, wenn sie in Verletzung ihrer 
Pflicht zur Wahrung der Vermögensinteressen des Betriebes 
vorsätzlich überhöhte Vergütungen in beträchtlichem 
Umfang zahlen und die Schuld insoweit eindeutig ist.

Das Hauptanliegen muß darin bestehen, die Regelun­
gen und Bedingungen für die Durchführung der zusätzli­
chen Arbeit durch die Beteiligten gewissenhaft und konse­
quent einzuhalten. Dabei .tragen die örtlichen Räte, Be­
triebe und Einrichtungen als Auftraggeber im Sinne des 
Ministerratsbeschlusses und der AO besondere Verant­
wortung.
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• Mit Bekanntmachung vom 26. September 1977 (G-Bl. I Nr. 31
S. 346) sind §§ 10 bis 20 der LZVO außer Kraft gesetzt worden.


